Wien, Donnerstag den 31. März 1881. XIV. Jahrgang. Nr. 13. 


Oeſterreichiſche 
Zeitſchrift an Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 
Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pranumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 8 — 
Pränumerationspreis: Fü i it dung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
Brei Kür Wien mit Bizen una in De a 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mart — — 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkeuntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben. und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. 12 Mark. Bei gefülligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber ber Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. wi * 
Inſerate werden billigſt berechnet. — ee nach vorheriger Vereinbarung. — Neclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 


Nummer Berückſichtigung finden. 


An unſere Leſer! 

Wir laden zur Pränumeration auf das zweite Quartal der 
„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung 1881“ freundlichſt ein. Der 
Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchrift ſammt der Beilage 
„Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 1 fl. 50 kr., ohne 
dieſe Beilage 1 fl. 

Gleichzeitig erlauben wir uns diejenigen geehrten Abonnenten, 
welche mit ihrer Einzahlung für frühere Quartale noch im Rückſtand 
ſind, um Einſendung des Betrages zu bitten. 

Als Zahlungsmittel empfehlen wir die Poſtanweiſung zu benützen. 


— . ————— 4E—wʒĩ 


In habt. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

1. Der Bürgermeiſter, welcher ſich bei der Gemeindecaſſe wiſſentlich Beträge 
anweiſt und auszahlen läßt, welche ihm nicht gebühren, begeht das Ver⸗ 
brechen des Mißbrauchs der Amtsgewalt. 2. Die Worte, durch welche ein 
in die Frage an die Geſchwornen aufzunehmendes geſetzliches Merkmal aus⸗ 
gedrückt wird, müſſen nicht unbedingt die im Geſetze gebrauchten ſein, wenn 
nur über den Sinn kein Zweifel obwaltet. 

Streitigkeiten, welche Weidenpflanzungen auf Grundflächen betreffen, die durch 
Anlegung von Verwahrungsbauten an Flußufern gewonnen wurden, gehören 
zu den politiſchen Behörden. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


—— 


Mittheilungen aus der Praxis. 


1. Der Bürgermeiſter, welcher ſich bei der Gemeindecaſſe wiſſent⸗ 


lich Beträge anweiſt und auszahlen laßt, welche ihm nicht ge⸗ 


bühren, begeht das Verbrechen des Mißbrauchs der Amtsgewalt. 

2. Die Worte, durch welche ein in die Frage an die Geſchwornen 

aufzunehmendes geſetzliches Merkmal ausgedrückt wird, müſſen 

nicht unbedingt die im Geſetze gebrauchten ſein, wenn nur über 
den Sinn kein Zweifel obwaltet. 

Johann B., Vorſtand einer ſüdtiroliſchen Gemeinde, hatte als 
ſolcher die Gemeinde bei Streitigkeiten vor Gericht vertreten. Die ihm 
für ſolche Vertretungen gebührende Entſchädigung war durch Gemeinde⸗ 
ausſchuß⸗Beſchluß genau beſtimmt. Johann B. wies ſich aber höhere 
Beträge an, als ihm hiernach gebührten, und ließ ſich dieſelben aus 
der Gemeindecaſſe auszahlen. Deshalb wegen Mißbrauchs der Amts⸗ 
gewalt angeklagt, verantwortete er ſich damit, daß er ſich geirrt habe, 
und daß ſein Irrthum bei der Rechnungsreviſion hätte entdeckt werden 
müſſen. 

Der Gerichtshof beſchloß, den Geſchwornen folgende Frage vor— 
zulegen: „Iſt der Angeklagte Johann B. ſchuldig, im November 1879, 
während er als Gemeindevorſteher von Caſtell T. fungirte, in der 


Abſicht, der Gemeinde Schaden zuzufügen, ſein Amt dadurch mißbraucht 
zu haben (abusato del proprio ufficio), daß er auf feinen Namen 
die Zahlungsaufträge Nr. 432, 463 und 465 erließ, in welchen 
22 fl. 50 kr. mehr als ihm als Gebühren zukamen, verrechnet worden 
waren, und daß er dann auch dieſen Betrag, der ihm nicht gebührte, 
eincaſſirte?“ 

Keine der Parteien beantragte rückſichtlich dieſer Frage eine 
Aenderung oder einen Beiſatz. Die Geſchwornen antworteten auf die 
Frage mit 9 Stimmen Ja und mit 3 Stimmen Nein. 

Gegen das ihn des Mißbrauchs der Amtsgewalt ſchuldig ſprechende 
Urtheil des Kreisgerichtes Trient vom 7. September 1880, Nr. 4390, 
meldete der Vertheidiger des Angeklagten rechtzeitig die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde an. 

Bei der hierüber am 18. Februar 1881 unter dem Vorſitze des 
Hofrathes Ritter von Purſchka abgehaltenen Verhandlung des Caſſa— 
tionshofes begründete der Vertheidiger des Angeklagten, Hof- und Ge⸗ 
richtsadvocat Dr. Modreiner, die Nichtigkeitsbeſchwerde folgendermaßen: 

„Der Angeklagte hat in erſter Linie den Nichtigkei'sgrund des 
§ 344, 3. 6 geltend gemacht, weil an die Geſchwornen die Frage 
geſtellt wurde, ob er ſchuldig ſei, von ſeinem Amte Mißbrauch gemacht 
zu haben, während dieſelbe dahin hätte lauten ſollen, ob er ſchuldig 
ſei, von der ihm anvertrauten Amtsgewalt Mißbrauch gemacht zu haben. 
Die Norm des Geſetzes, daß in die Frage alle geſetzlichen Merkmale 
der ſtrafbaren Handlung aufgenommen werden ſollen, läßt wohl keine 
andere Deutung zu, als daß man ſich bei der Frageſtellung der Worte 
des Geſetzes ſelbſt bedienen ſolle. Zum Mindeſten aber mußten doch 
ſolche Ausdrücke gewählt werden, welche mit der geſetzlichen Begriffs 
beſtimmung vollkommen congruiren. Amt und Amtsgewalt ſind aber 
keineswegs identiſche Begriffe; zwiſchen Mißbrauch des Amtes und Miß— 
brauch der Amtsgewalt obwaltet ein in die Angen ſpringender Unter— 
ſchied. Jede Verletzung der Amtspflicht, z. B. Ungehorſam gegen die 
Vorgeſetzten, fällt unter den Begriff des Amtsmißbrauches, keineswegs 
aber unter den des Mißbrauches der Amtsgewalt. Man hat daher keine 
Bürgſchaft, daß die Geſchwornen die Frage auch dann bejaht haben 
würden, wenn in derſelben ausdrücklich von einem Mißbrauche der 
Amtsgewalt die Rede geweſen wäre. 

Weiters iſt der Nichtigkeitsgrund des §S 344, Z. 10 lit. a und 
11 vorhanden, weil die durch den Wahrſpruch der Geſchwornen feſt⸗ 
geſtellte Handlung ſich nicht unter den Begriff des Verbrechens des 
Mißbrauches der Amtsgewalt ſubſumiren läßt. 

Es fehlt zunächſt an dem geeigneten Subjecte. Denn der Ange— 
klagte iſt ein Gemeindebeamter. Des obigen Verbrechens können ſich 
allerdings auch Gemeindebeamte ſchuldig machen; da aber nach der 
ausdrücklichen Beſtimmung des Strafgeſetzes (§S 101) als Beamter Der- 
jenige anzuſehen iſt, welcher vermöge unmittelbaren oder mittelbaren 
öffentlichen Auftrages Geſchäfte der Regierung zu beſorgen verpflichtet 
iſt, da man ferner bei Gemeindebeamten nur inſoferne von der Beſor⸗ 
gung von Regierungsgeſchäften ſprechen kann, als ſie im übertragenen 


Wirkungskreiſe fungiren, jo dürfte wohl das Geſetz kaum in einem 


anderen Sinne zu interpretiren ſein, als daß ein Gemeindebeamter nur 
dann das Verbrechen des Mißbrauches der Amtsgewalt begehen könne, 
wenn er bei einer Function im übertragenen Wixkungskreiſe die ihm in 
dem letzteren anvertraute Amtsgewalt mißbraucht. Der Angeklagte als 
Bürgermeiſter iſt Gemeindebeamter; die Vertretung der Gemeinde in 
Civilproceſſen, für welche er im vorliegenden Falle ungebührliche Beträge 
in Anſpruch genommen hat, iſt eine reine Gemeindeangelegenheit, welche 
mit dem übertragenen Wirkungskreiſe nichts zu thun hat. Die Verwal⸗ 
tung des Gemeindevermögens, die Sorge für die Erhaltung desſelben 
obliegt ihm nicht kraft eines von der Staatsgewalt ihm übergebenen 
Amtes, ſondern als dem von der Gemeinde beſtellten Vorſtande. Ihre 
Oberaufſicht übt die Regierung nicht durch ihn, ſondern durch die 


der Regierung beſorgt er nur inſoferne, als es ſich um Functionen 
handelt, welche ſonſt den Staatsorganen obliegen und nur ausnahmg- 
weiſe den Gemeinden übertragen werden (vgl. Entſch des Caſſatious⸗ 
hofes vom 1. März 1871, Nr. 1694, Glaſer Nr. 1356). 


Aber auch abgeſehen davon, läßt ſich in der Handlungsweiſe des 
Angeklagten ein Mißbrauch der Amtsgewalt nicht erkennen. Dem An- 
geklagten fällt nichts Anderes zur Laſt, als daß er für Tagſatzungen, 


welche er in Rechtsſtreitigkeiten der Gemeinde verrichtete, höhere Wagen: | 


gebühren verrechnete und einhob, als ihm kraft Beſchluſſes des Ge— 
meindeausſchuſſes zukamen. Wenn aber ein Beamter bei der öffentlichen 
Caſſe die Entlohnung für feine Leiſtungen, z. B. feinen Gehalt, ein⸗ 
caſſirt, ſo kann hierin gewiß nicht ein Act der Amtsgewalt gefunden 
werden. Sonach würde ſich ein Beamter, welcher verſuchen würde, 
unter Benützung gewiſſer, ein ſolches Vorhaben begünſtigender zufälliger 
Umſtände den ſchon einmal behobenen Gehalt zum zweiten Male ein— 
zucaſſiren, nicht des Verbrechens des Mißbrauchs der Amtsgewalt, 
ſondern des Betruges ſchuldig machen. Selbſt in der rechtswidrigen 
Einhebung von Gebühren ſeitens eines Beamten für amtliche Functionen 
bei Parteien, welche man viel eher unter den Begriff des Mißbrauchs 
der Amtsgewalt ſubſumiren könnte, hat der oberſte Gerichtshof nicht 
die Merkmale des Verbrechens des Mißbrauchs der Amtsgewalt gefun⸗ 
den. (Entſcheidungen vom 10. October 1855, 3. 10.209, und vom 
22. April 1856, 3. 3595, Glaſer Nr. 705 und 731). ... 


Dazu kommt, daß bezüglich des Verhältniſſes des Angeklagten 
als Bürgermeiſters zum Caſſier nur die Eine Alternative denkbar iſt, 
daß der letztere entweder den Weiſungen des erſteren unbedingt folgen 
muß, oder zu deren Befolgung nicht unbedingt verpflichtet iſt. Im letz⸗ 
teren Falle läßt ſich die incriminirte Handlung nicht als Mißbrauch 
der Amtsgewalt auffaſſen, da der Caſſier dem Bürgermeiſter die Beträge 
nicht wegen der an ihn erlaſſenen Mandate, ſondern blos deshalb aus— 
bezahlt hätte, weil er die Rechnungen für richtig befunden hat. Im 
erſteren Falle aber wäre die ganze Caſſe eigentlich als dem Bürger- 
meiſter anvertraut anzuſehen und könnte ihm daher nur das Verbrechen 
der Amtsveruntreuung zugerechnet werden. Aber auch dieſe Zurechnung 
wäre nicht zu billigen. Denn wenn ein Mandatar in der dem Man⸗ 
danten gelegten Rechnung ihm nicht gebührende Beträge in Ausgabe 
ſtellt, ſo liegt darin noch nicht eine ſtrafbare Veruntreuung. Erſt wenn 
der Mandant die Rechnung bemängelt, dieſe Bemängelung ſich als 
gegründet herausſtellt und alsdann nichtsdeſtoweniger der Mandatar den 


ungebührlicherweiſe in Ausgabe geſtellten Betrag nicht reſtituiren will 


oder kann, darf man von einer Veruntreuung ſprechen. Auch der Ange— 
klagte würde alfo, wenn man das Geld als ihm kraft des Amtes 


anvertraut betrachten würde, ſich nicht der Amtsveruntreuung ſchuldig 
gemacht haben, weil die Rechnungen nach § 65 der Tiroler Gemeinde⸗ 


ordnung der Reviſion durch den Gemeindeausſchuß zu unterziehen waren, 
und weil von ihm nach Aufdeckung der Mängel ſofort voller Erſatz 
geleiſtet worden iſt. Könnte ihm aber ſelbſt unter der Vorausſetzung, 
daß ihm das Geld anvertraut worden wäre, nicht einmal das minder 
ſtrafbare Verbrechen der Veruntreuung zugerechnet werden, ſo darf man 
ihm um ſo weniger das ohne Rückſicht auf die Höhe des Betrages 
criminell zu behandelnde Deliet des Mißbrauches der Amtsgewalt zur 
Laſt legen. 

Schließlich dürfte die obige Auffaſſung noch darin eine Stütze 
finden, daß, obgleich dem Notar bei ſeinen Functionen als Gerichts⸗ 
commiſſär gewiß die Stellung eines Beamten zukommt, dennoch in der 
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Anforderung wohl vollkommen genüge geſchehen. 


ſcheidung, ob der Notar als ſolcher oder als Gerichtscommiſſär inter⸗ 
venirt, lediglich als ein Disciplinarvergehen behandelt wird.“ 
Generalprocurator Glaſer erwiederte hierauf zunächſt, daß der 
Angeklagte nicht verurtheilt ſei, weil er zu hohe Gebühren für die 
Vertretung der Gemeinde in Anſpruch genommen, ſondern weil er als 
Gemeindevorſtand ſich wiſſentlich angewieſen habe, was ihm nicht gebühre, 
und dadurch einen Zuſtand geſchaffen habe, in welchem die Gemeinde 
ein Schaden traf, woran der Umſtand, daß derſelbe vielleicht ſpäter 
rückgängig zu machen war, nichts ändern könne. Gegenüber den beiden 


Hauptbeſchwerdepunkten bemerkte er: „Es iſt richtig, daß die geſtellte 


Frage nicht ganz dem Wortlaute des $ 101 St. G. entſpricht und 
im Allgemeinen wünſcheuswerth, daß ſich die Frage möglichſt genau 


an den Wortlaut des Geſetzes anſchließe. Daß dies geſchehen müſſe, iſt 
politiſchen Behörden, Bezirkshauptmannſchaft und Statthalterei. Geſchäfte 


im $ 318 St. P. O. nicht gejagt; und im vorliegenden Falle, wo 
Niemand dies begehrte, und wo der ganze Zuſammenhang der Frage 
zeigt, daß die Worte „ſein Amt mißbrauchte“ ſich auf das Mißbrauchen 
der mit dem Amte verbundenen Gewalt und nicht blos auf ein außer— 
amtliches Mißbrauchen der Amtsſtellung beziehen, iſt der geſetzlichen 
Es kann hier kein 
Zweifel darüber obwalten, daß individueller Fall und geſetzliches Merk⸗ 
mal in der Meinung des Gerichtes und der Geſchwornen ſich decken. 
Gegen die Unterordnung des vorliegenden Falles unter $ 101 
St. G. wird hauptſächlich eingewendet, daß nach dem zweiten Abſatze 
dieſes Paragraphes als Beamte nur ſolche Perſonen anzuſehen ſind, 
welche „Geſchäfte der Regierung“ zu beſorgen verpflichtet ſind; als ſolche 
Geſchäfte ſeien aber Aufgaben von Gemeindebeamten nur dann anzuſehen, 


wenn ſie in den übertragenen Wirkungskreis fallen. Wenn dieſe letztere 


Behauptung auf Eutſcheidungen des oberſten Gerichtshoſes geſtützt wird, 
ſo iſt zunächſt zu bemerken, daß die Entſcheidung vom 1. März 1871, 
Nr. 1684 (Glaſer'ſche Sammlung Nr. 1356), den Fall einer Präſen⸗ 


tation zum Schuldienſt betrifft, welche das betreffende Urtheil „nicht 


als ein Regierungsgeſchäft und nicht als eine dem übertragenen Wirkungs— 
kreiſe der Gemeinde angehörige Verpflichtung, ſondern als ein bloßes 
Ehrenrecht, welches der Berechtigte auch unausgeübt laſſen kann“, bezeich- 


nete. Dagegen iſt z. B. in der Entſcheidung vom 22. September 1853, 
Nr. 9644 (Glaſer'ſche Sammlung Nr. 363), die Freiſprechung vom Ver- 


brechen des Mißbrauches der Amtsgewalt damit begründet, daß der 
Gegenſtand „weder in den natürlichen, noch in den übertragenen Wir— 
kungskreis eines Gemeindevorſtaudes fällt“. Die Entſcheidung vom 
15. Juli 1853, Nr. 4854 (Glaſer'ſche Sammlung Nr. 1033), erklärte 
einen Gemeindebeſchluß, welcher dahin ging, gewiſſe von einzelnen Ge- 
meindemitgliedern ruhig beſeſſene Bäume als Gemeindeeigenthum zu 
behandeln, und die Ausführung des Beſchluſſes als Verbrechen des 
Mißbrauches der Amtsgewalt, „weil dieſe Angelegenheit als öffentliche, 
als Gemeindeangelegenheit behandelt wurde.“ 

Daß der Ausdruck „Geſchäfte der Regierung“ nicht in fo beſchränk— 
tem Sinne zu nehmen iſt, ergibt ſich zunächſt ſchon aus dem dem Abſatz 2 
des § 101 St. G. zu Grunde liegenden Hofdecrete vom 9. November 
1816, J G. S. Nr. 1293, deſſen Geſammtinhalt zeigt, daß der Aus⸗ 
druck „Geſchäfte der Regierung“ angeſichts der damals beſtandenen 
Patrimonialverwaltungen gebraucht wurde, um den Gegenſatz gegen die 
Privatgeſchäfte der Patrimonialgerichtsherren zu bezeichnen, indem ſich 
das erwähnte Hofdecret ausdrücklich darauf bezieht, daß auch ein „bei 
einem Patrimonialgerichte unmittelbar nur von einem Privatinhaber be⸗ 
ſtellter“ Richter und auch „ein Advocat, der doch nur Privatgeſchäfte 
zu beſorgen hat, der Strafe dieſes Verbrechens unterliegen kann“. 

Den Gegenſatz zu „Geſchäften der Regierung“ können daher wohl 
nur ſolche Gemeindeangelegenheiten bilden, bei welchen die Gemeinde 
in privatrechtlichen oder dieſen ähnlichen Beziehungen zu Privaten ſteht 
(wie z. B. bei einer Privatpfändung von Vieh in Gemeindewaldungen, 
vgl. Entſch. des C. H. vom 13. October 1851, 3. 7780, Glaſer'ſche 


Sammlung Nr. 72), nicht aber Verhältniſſe öffentlich-rechtlicher Natur, 


bei der Handhabung den Gemeindeorganen obrigkeitliche Gewalt über 
die in ihrem Gebiete Befindlichen zukommt. Ein Blick auf Art. V des 


Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 19, zeigt, daß der 


ſelbſtſtändige Wirkungskreis der Gemeinde eine ganze Reihe von Gegen⸗ 
ſtänden umfaßt, welche auf das Tiefſte das Wohl und Wehe zahl⸗ 


reicher Staatsbürger berühren, aber auch für das Wohl der Geſammt⸗ 


heit und nicht etwa blos der betreffenden Gemeinde von der größten 


Wichtigkeit ſind, auch keineswegs lediglich dem Belieben der Gemeinde 
Notariatsordnung die Ueberſchreitung des Gebührentarifes ohne Unter⸗ 


überlaſſen bleiben können, ſondern meiſtens Gegenſtand der ſortgeſetzten 


Fürſorge der Reichs- und Landesgeſetzgebung bilden und daher ſicher 
auch „Geſchäfte der Regierung“ find, wenn fie auch nicht einmal von 
mittelbaren Organen der Regierung beſorgt werden. Es genügt wohl, 
beiſpielsweiſe hervorzuheben: „Die Sorge für die Sicherheit der Perſon 
und des Eigenthums (3. 2). die Lebensmittelpolizei und die Ueber⸗ 
wachung des Marktverkehres (3. 4), die Geſundheitspolizei (Z. 5), die 
Geſinde- und Arbeiterpolizei und die Handhabung der Dienſtbotenordnung 


(8. 6), die Sittlichkeitspolizei (3. 7) u. |. w. Wenn bei dieſen tief 


eingreifenden Aufgaben und der großen, zu ihrer Löſung erforderlichen 
Macht die Staatsbürger den Gemeindeorganen unterworfen wären, ohne 
daß dieſe durch den Mißbrauch dieſer Macht ſich eines Verbrechens 
ſchuldig machen würden, ſo wäre die Rechtsſicherheit in hohem Grade 
geführdet. Es kaun demnach zur Ausſchließung des Verbrechens des 
Mißbrauchs der Amtsgewalt nicht genügen, daß eine Angelegenheit 
zum felbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde gehört. Es läßt ſich 
aber auch zeigen, daß auch die Verwaltung des Vermögens der Ge— 
meinde und insbeſ 


der Regierung“ ſteht. Denn Regierung iſt hier keineswegs gleichbedeu— 
tend mit Staatsgewalt und bezeichnet den Inbegriff jener öffentlich— 
rechtlichen Einrichtungen, vermöge welcher die öffentlichen Angelegenheiten 
geregelt und die Staatsbürger zur Unterordnung und Unterwerfung 
unter die zu dieſem Zwecke nothwendigen Anordnungen angehalten 


werden. Es kann nun keinem Zweifel unterliegen, daß auch die Ordnung 
des Gemeindehaushaltes, womit das Recht zuſammenhängt, den Staats⸗ 


bürgern empfindliche Laſten aufzuerlegen, ein Recht, welches Ausfluß 
der entſcheidenſten Regierungsthätigkeit, der Geſetzgebung, iſt und welches 
andererſeits wieder den Gegenſtand der Geſetzgebung und der Beauf— 


ſichtigung durch höhere Staats- und autonome Behörden bildet, zu den 


Geſchäften der Regierung gehört. In noch höherem Grade gilt dies 
von der Einflußnahme des Gemeindevorſtandes auf die Vermögens⸗ 
gebahrung, zu welchem Zwecke dieſem umfaſſende Befugniſſe eingeräumt 
ſind, die ihm allerdings nicht durch unmittelbare Beſtellung von Seite 
der Staatsregierung, aber durch das Geſetz und durch die geſetzlich 
geregelte Wahl zukommen und ihm ſogar durch directes Eingreifen der 
Aufſichtsbehörde wieder entzogen werden können. Wenn daher auch der 
Gemeinde die „freie Verwaltung ihres Vermögens“ zuſteht (Z. 5 des 
Art. V des Geſetzes vom 5. März 1862), fo iſt doch das bezügliche 
Vorgehen der Gemeindeorgane und beſonders des Gemeindevorſtandes 
nicht etwa einer Verfügung über Privatvermögen gleich zu achten, ſondern 
die Ausübung öffentlich-rechtlicher Befugniſſe, einer wahren obrigkeitlichen 


Gewalt einerſeits, und andererſeits ein Gegenſtand der, wenn auch nur 


mittelbaren Fürſorge und Beauſſichtigung der Staatsregierung — ſomit 


im activen wie im paſſiven Sinne ein Geſchäft der Regierung. Der⸗ 
jenige, welcher die damit zu 


die Folgen davon auf die für die Gemeinde Abgabenpflichtigen zurück⸗ 
fallen, und daß er alſo die ihm anvertraute Gewalt mißbraucht, um 
Jemand Schaden zuzufügen. Es wäre abſolut kein Grund abzufehen, 
der es erklären könnte, warum ein Gemeindevorſtand, wenn er ſich an 


der ihm anvertrauten Caſſe vergreift, derſelben Strafe verfällt, wie ein 


Staatsbeamter, dagegen der Strafe entgehen ſollte, welche den letzteren 
trifft, wenn er wiſfſentlich eine nicht gebührende Auszahlung aus der 


Caſſe, bei welcher ihm das Anweiſungsrecht zuſteht, verfügt; jeder von 


Beiden trägt durch ſolchen Mißbrauch ſeines öffentlichen Amtes dazu 
bei, daß den Steuerträgern öffentliche Abgaben in höherem Maße abge⸗ 


nommen werden müſſen, als bei redlicher Verwaltung nöthig wäre, 


und ob die Erhöhung die Gemeinde- oder die Staatsabgaben betrifft, 
trifft den Steuerzahler gleich empfindlich, und trifft ihn in beiden 
Fällen kraft der Art der Handhabung der öffentlichen Autorität, der er 
unterworfen iſt.“ 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde wurde mit Entſcheidung vom 18. Februar 
1881, Z. 11.467, verworfen. — Gründe. 

Den Gegenſtand der heutigen Verhandlung bildeten drei Nichtig- 
keitsgründe, und zwar: der Nichtigkeitsgrund des 8 344, 8. 6, des 
§ 344, Z. 10 It. a und des $ 344, 8. 11 St. P. O. Der Nichtig⸗ 
keitsgrund des 8 344, Z. 10 lit. a St. P. O. wird vom Angeklag⸗ 
ten geltend gemacht, weil, wenn derſelbe auch, wie die Geſchwornen 
annahmen, die Abficht, der Gemeinde einen Schaden zuzufügen, hatte, 
dieſer Schaden ſelbſt noch nicht feſtgeſtellt iſt, da ſich ja erſt bei der 
Prüfung ſeiner Rechnung ergeben mußte, ob er mehr als ihm gebührt, 
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N N ondere die Cinflußnahme des Gemeindevorſtandes auf 
dieſelbe keineswegs ohneweiters außerhalb des Kreiſes der „Geſchäfte 


. ſammenhängenden Befugniſſe mißbraucht, 
um das Gemeindevermögen zu ſchädigen, muß ſich bewußt ſein, daß 


eingenommen habe, worauf er ja die Differenz vergüten konnte, wie 
er dies auch ſpäter gethan hat. Bezüglich dieſer Einwendung kommt 
aber zu erwägen, daß der Angeklagte aus der Gemeindecaſſe wirklich 
einen größeren Betrag als den ihm gebührenden entnommen hat, und 
daß hiermit ſchon der Gemeinde ein Schaden zugefügt worden iſt. Das 
Thatbeſtanderforderniß nach 8 101 St. P. O., daß ein Schaden ge⸗ 
wollt wurde, iſt daher jedenfalls feſtgeſtellt. Dieſes Thatbeſtanderforder⸗ 
niß wird durch die Möglichkeit der nachträglichen Gutmachung des 
Schadens ebenſo wenig behoben, als durch den Umſtand, daß dieſe Gut⸗ 
machung nachträglich wirklich erfolgt. Der Nichtigkeitsgrund des § 344, 
3. 10 lit. a St. P. O. beſteht daher nicht. Der Angeklagte macht 
ferner den Nichtigkeitsgrund des $ 344, Z. 11 St. P. O. mit Berufung 
darauf geltend, daß die Geſchäfte, rückſichtlich weſcher er nach dem Wahr⸗ 
ſpruch der Geſchwornen die Amtsgewalt mißbraucht habe, nicht als 
Regierungsgeſchäft im Sinne des $ 101 St. P. O. angeſehen werden 
können. Es kann nun aber nicht in Zweifel gezogen werden, daß ein 
Gemeindevorſteher, wenn er in dieſer ämtlichen Eigenſchaft Gemeinde— 
angelegenheiten beſorgt, vermöge eines öffentlichen Auftrages handelt, 
weil, wenn er auch von der Gemeinde ſelbſt gewählt iſt, er doch nur 
kraft des vom Staate erlaſſenen Geſetzes berechtigt iſt, die ihm zuge⸗ 
wieſenen Functionen auszuüben. Unter den vom Geſetze dem Gemeinde- 
vorſteher gegebenen Befugniſſen iſt aber auch die in Frage ſtehende. 
Indem der Angeklagte in ſeiner ämtlichen Eigenſchaft als Gemeinde— 
vorſteher Zahlungsaufträge an die Gemeindecaſſe erließ, hat er daher kraft 
eines öffentliches Auftrages gehandelt. Es läßt ſich ferner nicht verkennen, 
daß der Angeklagte hierbei Regierungsgeſchäfte im Sinne des § 101 
St. G. B. beſorgte. Wenn auch die Verwaltung des Gemeindevermögens 
nach dem Gemeindegeſetze zum eigenen Wirkungskreiſe der Gemeinde ge— 
hört, fo ſchließt dies nicht aus, daß der Gemeindevorſteher doch Regierungs— 
geſchäfte beſorge, wenn er die ihm vom Gemeindegeſetze bezüglich der 
Verwaltung des Gemeindevermögens eingeräumten Befugniſſe ausübt. 
Auch die Markt- und Lebensmittel-, dann die Geſundheits- und Bau⸗ 
polizei gehören zum eigenen Wirkungskreiſe der Gemeinde, aber man 
wird nicht läugnen können, daß die bezüglichen Geſchäfte, weil ſie die 
öffentliche Ordnung betreffen, im Sinne des §S 101 St. G. B. als 
Regierungsgeſchäfte anzuſehen ſeien. Auch die Erhaltung und ordentliche 
Verwaltung des Gemeindevermögens berührt ein wichtiges Intereſſe 
der Regierung und des Staates, und wenn nun der Staat, um eben 
dieſes Intereſſe zu wahren, den Gemeindevorſtand mit beſtimmten 
Rechten bezüglich der Verwaltung des Gemeindevermögens bekleidet, ſo 
wird man hieraus den Schluß ziehen können, daß der Gemeindevorſtand, 
indem er dieſe Rechte ausübt, Regierungsgeſchäfte beſorge. Aus dieſer 
Erwägung hat der Caſſatioushof angenommen, daß der Angeklagte rück⸗ 
ſichtlich der Handlung, welcher er ſchuldig erklärt wurde, als Beamter 
im Sinne des $ 101 St. G. B. anzuſehen ſei. Der berufene Nichtig— 
keitsgrund des § 344, Z. 11 St. P. O. liegt daher nicht vor. Be⸗ 
züglich des geltend gemachten Nichtigkeitsgrundes des 8 344, 3. 6 
St. P. O. iſt zu berückſichtigen, daß, wenn $ 318 St. P. O. anordnet, 
es müſſen alle geſetzlichen Merkmale der ſtrafbaren Handlung in die 
Hauptfrage aufgenommen werden, damit nicht vorgeſchrieben wird, der 
Gerichtshof habe ſich bei dieſer Fragenſtellung ausſchließlich nur der 
geſetzlichen Ausdrücke auch dann zu bedienen, wenn dies manchmal un⸗ 
ausführbar erſchiene. Der geſetzlichen Anforderung iſt entſprochen, wenn 
die Hauptfrage den juriſtiſchen Inhalt der geſetzlichen Ausdrücke enthält. 
Mit der erſten Frage wurden die Geſchwornen befragt, ob der Ange⸗ 
klagte ſchuldig ſei, im November 1879, während er als Gemeindevor— 
ſteher von Caſtell T. fungirte, in der Abſicht, der Gemeinde Schaden 
zuzufügen, ſein Amt dadurch mißbraucht zu haben, daß er auf feinen 
Namen die Zahlungsaufträge Nr. 432, 463 und 465 erließ in welchen 
22 fl. 50 kr. mehr als ihm als Gebühren zukommen, verrechnet worden 
waren. In dieſer Frage iſt die Art und Weiſe, auf welche der Ange⸗ 
klagte ſein Amt mißbrauchte, dahin klar bezeichnet, daß er nämlich auf 
ſeinen Namen die oben bezogenen Zahlungsaufträge erließ. Weil er 
nun dieſe Zahlungsaufträge blos kraft ſeiner Amtsgewalt erlaſſen konnte, 
jo iſt klar, daß im Weſentlichen die Geſchwornen eigentlich dahin be- 
| fragt wurden, ob er dieſe ſeine Amtsgewalt im Sinne des § 101 
St. G. B. mißbraucht habe. Daß über dieſe Bezeichnung, rückſichtlich über 
den Ausdruck der Frage: „ſein Amt mißbraucht“ kein Zweifel beſtand, 
ergibt ſich auch daraus, daß gegen die Faſſung dieſer Frage von keiner 
Seite eine Einwendung erhoben wurde. Auch der Nichtigkeitsgrund des 
§ 344, Z. 6 St. P. O. erſcheint alſo nicht als vorliegend. Die 


erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde ift daher ganz ungegründet, weshalb fie 
zu verwerfen und der Angeklagte gemäß § 390 St. P. O. in den 
Erſatz der durch ſein Rechtsmittel allenſalls verurſachten Koſten zu 
verurtheilen war. Ger.⸗Ztg. 


Streitigkeiten, welche Weidenpflanzungen auf Grundflächen be⸗ 
treffen, die durch Anlegung von Verwahrungs bauten an Flußufern 
gewonnen wurden, gehören zu den politifchen Behörden. 


In dem Proviſorialſtreite der k. k. Finanzprocuratur Namens des 


Staatsärars gegen Anton L. wegen Störung im Beſitze der Weiden⸗ N 


pflanzungen am Wiſtoka-Fluſſe hat das k. k. Bezirksgericht in J. mit 
der Entſcheidung vom 30. April 1878, 3. 1634, wohl anerkannt, daß 


das Staatsärar ſich im Beſitze eines Theiles der Weidenpflanzungen 


befinde, daß aber dasſelbe mit dem Begehren um Anerkennung der 
Störung durch den Gegner und um Schutz im Beſitze im weiteren Um— 
fang abgewieſen werde. 

Ueber Recurs beider Theile gegen dieſe Entſcheidung hat das 
Krakauer k. k. Oberlandesgericht unterm 6. December 1878, Z. 16.614, 
das bezirksgerichtliche Proviſorial-Erkenntniß aufgehoben und die Finanz— 
procuratur mit ihrer Proviſorialklage an die politiſche Behörde 
gewieſen. 

Auch gegen dieſe Entſcheidung haben beide Theile den Reviſions- 
recurs ergriffen und der k. k. oberſte Gerichtshof hat nach eingeholter 
Wohlmeinung des k. k. Miniſteriums des Innern, beide Reviſionsrecurſe 
mittelſt Entſcheidung vom 13. October 1880, 3 10.429, abgewieſen. — 
Gründe. 

Denn es handelt ſich hier um Schutz im Beſitze von Weiden— 


pflanzungen auf Grundflächen, die durch Anlegung von Verwahrungs⸗ 


bauten am Ufer des Wiſtoka-Fluſſes gewonnen wurden, ſolche Schutz 
bauten werden aus volkswirthſchaftlichen Rückſichten angelegt und die 
Eigenthümer von Flußuferſtrecken ſind zur Herſtellung derſelben aus 
öffentlichen Rückſichten verpflichtet und wenn ſie dieſer Verpflichtung nicht 
nachkommen, werden dieſelben auf Staatskoſten unternommen. Zu dieſen 
Waſſerbauanlagen gehören auch die von Privaten oder vom Staate 
bewirkten Weidenpflanzungen, alles dieſes ergibt ſich aus den Beſtim⸗ 
mungen der Strompolizei- und Pflanzungs⸗Ordnung für Galizien vom 
2. März 1842, Gubernialzahl 9605, in den §s 26, 30, 32 und 34, 


nach § 35 hat das Waſſerbauamt zu beſtimmen, wie weit gegen das 


Flußufer gepflanzt werden darf, die Pflanzungen ſind demnach gehörig 
abzugrenzen. 

Aus dieſen Beſtimmungen folgt auch, daß die Benützung ſolcher 
Pflanzungen Demjenigen zuſteht, der ſie angelegt hat, ja der 8 47 des 
Waſſerrechtsgeſetzes für Galizien vom 14. März 1875, L. G. Bl. Nr. 38, 
beſtimmt, daß der durch Regulirungsbauten 
gewonnene Grund und Boden Demjenigen zufalle, welcher die Koſten der 
Unternehmung trägt, doch iſt dieſes Eigenthum kein peremtoriſches, weil 
dieſer Paragraph weiter feſtſetzt, daß, wenn der Unternehmer desſelben zu 


dem angegebenen Zwecke nicht mehr bedarf, er den Grund und Boden 


den Anrainern auf Verlangen und gegen Erſtattung des Werthes abtreten 
muß, was aber zufolge § 40 der oben berufenen Strompolizei- und 
Pflanzungs⸗Ordnung wieder nur im Einverſtändniſſe mit dem Waffer⸗ 
bauamte geſchehen darſ. 

Da ſonach ſowohl die Anlegung und der Umfang dieſer Pflanzungen, 
als auch die Erhaltung, die Benützung und der Fortbeſtand derſelben 
an öffentliche Rückſichten gebunden ift, deren Beurtheilung nicht in das 
Privatrecht gehört, ſo können auch Streitigkeiten über ſolche Gegenſtände 
nicht zum Wirkungskreiſe der Gerichte gehören und es mußte demnach 
die obergerichtliche Entſcheidung aufrecht erhalten werden. Ger.⸗H. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. III. Quartal. 
Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 
Nr. 24. Ausgeg. am 20. Auguſt. 

Circularverordnung vom 14. Auguſt 1880, Nr. 6216 417 VI. Hinaus⸗ 
gabe einer Vorſchrift über die Führung und Aufbewahrung der Landwehr⸗ 
matrikeln. 

Nr. 25. Ausgeg. am 30. Auguſt. 
Circularverordnung vom 19. Auguſt 1880, Nr. 9912/2004 IV. Erſtattung 


im Regulirungsbereiche 
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von Todesfallsanzeigen, Einführung von Domieilsnachweiſungen ſtatt der Detail⸗ 
ausweiſe. 
| Circularverorduung vom 20. Auguſt 1880, Praes. Nr. 1574. Hinausgabe 
des „Anhanges zum Reglement für den Sanitätsdienſt des k. k. Heeres betreffend 
die ſreiwillige Sanitätspflege“. 

Circularverordnung vom 23. Auguſt 1880, Nr. 12.520/2536 IV. Aus⸗ 
gabe des Verzeichniſſes über die den ausgedienten Unterofficieren vorbehaltenen 
Dienſtpoſten. 


Nr. 26. Ausgeg. am 19. September. 
Circularverordnung vom 19. Auguſt 1880, Nr. 11.742872 II. Aende⸗ 
| zungen in dem Gebietsumfange der Bezirksgerichte Miſtek und Freiberg, daun 
der Bezirkshauptmannſchaften Miſtek und Neutitſchein in Mähren. 

Circularverordnung vom 30. Auguſt 1880, Nr. 11.865 2898 II. Aende⸗ 
rungen in dem Gebietsumfange der Bezirksgerichte Grzymalow, Noweſiolo, Skalat 
und Tarnopol. 

Circularverordnung vom 12. September 1880, Nr. 12.965 2029 V. Ein⸗ 
führung der kleinen Feldflaſche ſammt Tragſchnur für die k. k. oberdalmatiniſchen 
Landwehrtruppen. 

Nr. 27. Ausgeg. am 19. September. 

Circularverordnung vom 12. September 1880, Nr. 13.417 2646 IV. 

| Hinausgabe des „Normal-Kochbuches zur Bereitung der Mannſchaftskoſt“. 
Nr. 28. Ausgeg. am 29. September. 

Circularverordnung vom 31. Auguſt 1880, Nr. 12.745 3095 II. Zuweiſung 
der Ortsgemeinden Jiſtebnie und Drahnetie zu dem Sprengel des ſtädtiſch⸗delegirten 
Bezirksgerichtes Tabor. 

Circularverordnung vom 31. Auguſt 1880, Nr. 12.746/3096 II. Zuweiſung 
der Ortsgemeinde Honoſitz zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Staab. 

Circularverordnung vom 1. September 1880, Nr. 12.747 3097 II. Zuweiſung 
der Ortsgemeinde Solopisk zu dem Sprengel des ſtädtiſch⸗delegirten Bezirks⸗ 
gerichtes Kuttenberg. 

Circularverordnung vom 15. September 1880, Nr. 13.434,3249 II. Zu⸗ 
weiſung der Gemeinde Ottenſchlag zum Gerichtsbezirke Kaplitz in Böhmen. 

Cireularverordnung vom 15. September 1880, Nr. 13.435/3250 II. Theil⸗ 
weiſe Aenderung der gerichtlichen und politiſchen Bezirkseintheilung in Böhmen. 

Circularverordnung vom 19. September 1880, Nr. 13.612, 3305 IT Theil⸗ 
weiſe Aenderung der gerichtlichen und politiſchen Bezirkseintheilung in Böhmen. 

Circularverordnung vom 25. September 1880, Praes. Nr. 1625. Be⸗ 
ſtimmungen bezuglich der Ueberſetzung der Officiere und ſonſtigen Gagiſten, 
dann der Kadeten, aus der Reſerve des ſtehenden Heeres in die Landwehr. 

Cirdularverordnung vom 25. September 1880, Praes. Nr. 1651. Neu⸗ 
auflage des Exercierreglements für die k. k. Fußtruppen. 

Kundmachung des Miniſteriums für Landesvertheidigung und des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 29. Juni 1880, womit die nachträgliche Einreihung mehrerer 
Gemeinden in eine der zehn Zinsclaſſen des Zinstarifes (R. G. Bl. Nr. 95 ex 
1879) verlautbart wird. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Brünner Finanz-Landes⸗ 
direction Rudolf Sowa anläßlich deſſen Penſionirung den Adel tarfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Brunner Finanz⸗Landes⸗ 
direction Joſef Göttinger anläßlich deſſen Penfionirung den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 
| Seine Majeſtät haben dem penſionirten Finanzrathe Joſef Piſchler den 
Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den bei dem k. und k. Conſulate in Conſtantinopel 
bisher verwendet geweſenen Viceconſul Alexander Suzzara zum Conſul bei 
dem k. und k. Generalconſulate in Alexandrien ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Finauzcommiſſär Dr. Maximilian Weller 
zum Finanz⸗Obercommiſſär der Grazer Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Rechnungsrathe des Rechnungs⸗ 
departements der böhmiſchen Finanz⸗Landesdirection Gereon Pro rok taxfrei den 
Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten bei der Statthalterei in 
Prag Willibald Schreiber anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher Franz Garwol zu Barczyce 
in Galizien das ſilberne Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Viceconſul Anton Neumann in 
Giurgevo den Titel eines Conſuls verliehen. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle der eilften Rangsclaſſe bei den Steueradminiſtrationen in 
Wien, eventuell bei den leitenden Finanzbehörden in Niederöſterreich, bis Ende 
April. (Amtsbl. Nr. 70.) 
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